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wegen 

 
�x�� Staatsanwaltschaft Berlin  231 Js 746/16 

�x�� Amtsgericht Tiergarten  (350 BL) 231 Js 746/16 (22/16) 
�x�� Landgericht Berlin  (502 KLs) 231 Js 746/16 (6/17) 

 
als Verantwortliche gemäß §§ 13-15 VStGB für die Verbandsorganisationen 
 

gegen 
 

Angela MERKEL der juristischen Bundeskanzlerin 
Wolfgang SCHÄUBLE des juristischen Bundestages 

Mi chael MÜLLER des Bundesrates 
Frank-Walter STEINMEIER des Bundespräsidiums 

Andreas VOßKUHLE des Bundesverfassungsgerichts 
 

 der  juristischen Bundesrepublik Deutschland (Bundeskanzleramt und Bundesregierung) 
 

Dorotheenstraße 84 in  [DE-10117] BERLIN  
Telefon: 030 18 272-0      Fax: 030 18 272-2555 

 
Art. 6 EGBGB 

 
Eine Rechtsnorm eines anderen Staates ist nicht anzuwenden,  

wenn ihre Anwendung zu einem Ergebnis führt,  
das mit wesentlichen Grundsätzen des deutschen Rechts offensichtlich unvereinbar ist.  

Sie ist insbesondere nicht anzuwenden,  
wenn die Anwendung mit den Grundrechten unvereinbar ist. 
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Ich nehme Bezug auf ihre Notiz vom 14.03.2018, Eingang am 20.03.2018, wonach sie mit 
abwägigen Zulässigkeitsvoraussetzungen argumentieren, für die verfassungrechtlich kein 
Raum für ein Ermessen besteht. Gemäß Art. 25 GG, Art. 6 EGBGB dürfen sie bei 
Grundrechtverletzungen keine Bundes- und Landesgesetze mehr anwenden, denn niemand ist 
verpflichtet gegen die öffentliche Rechtordnung in der Rechtspaltung der Verfassung laufende 
Zuwiderhandlungen in Art. 20 GG gegen die Ordnung der Rechtspaltung zu dulden!  
 
Gemäß BVerfGE 1 BvR 1766/2015 besitzt weder der Bund, das Land oder Landkreis eine 
Grundrechtberechtigung! Gemäß BVerfGE 1 BvR 1766/2015 sind die Behörden und ihre 
Derivatorganisationen nicht rechtfähig und auf keinen Fall Grundrecht berechtigt oder 
Grundrecht befugt, prozeß- oder klagefähig, sondern dem Grundrecht von Rüdiger 
HOFFMANN und Mir verpflichtet.  
 
Da die Behörden im öffentlichen Recht nicht gemäß dem Einführungsgesetz des bürgerlichen 
Gesetzbuchs (Art. 6 EGBGB), sondern im außervertraglichem Schuldverhältnis des Ausfüh-
rungs-, Ermächtigungsgesetz oder Vollstreckungsgesetz in Kriegshandlungen gegen das 
zwingend-humanitärem Völkerrecht in Art. 73 UN-Charta sowie des genfer Abkommen IV – 
SR 0.518.51, gegen die unantastbar Menschenwürde und gegen das  unverletzliche und 
unveräußerliche Menschenrecht handeln, ist Art. 24 (3), 25 GG verletzt. Rüdiger 
HOFFMANN wurde rechtwidrig in Feind- und Streithandlungen sowie in bewaffneten 
Konflikten von Verbänden juristischer Verbände gegen das Grundrecht verwickelt. 
 
Die Bundesrepublik Deutschland ist kein Rechtstaat, sondern ein demokratisch-sozialer 
Bundesstaat. Recht- und Geisteswissenschaften sind Pseudowissenschaften. Pseudowissen-
�V�F�K�D�I�W�� ���J�U�L�H�F�K���� �%�0�*�/�&���� �S�V�H�X�G�R���� �Ä�L�F�K�� �Wäusche vor“) ist ein Begriff für Behauptungen, Lehren, 
Theorien, Praktiken und Institutionen, die beanspruchen, Wissenschaft zu sein, aber 
Ansprüche an Wissenschaften nicht erfüllen. Der Begriff wird sowohl analytisch-deskriptiv 
als auch abwertend benutzt. 
 
Denn durch die De- oder Renazifizierung Deutschlands (BVerVG 2 BvR 1/73) sind in der 
Bundesrepublik Deutschland staatliche Gerichte in § 15 GVG im öffentlichen Recht  nicht 
erreichbar. Im Rechttitel ECHR 75529/01 SÜRMELI / BUNDESREPUBLIK DEUTSCH-
LAND wurde der Stillstand der Rechtschutzpflege in § 245 ZPO von Mir als offensichtliche 
und offenkundige Tatsache gemäß § 291 ZPO nachgewiesen, so daß öffentlich ein effektiver 
Rechtschutz ohne Mich nicht gegeben ist. Gemäß Art. 20 (4) GG gilt Widerstandspflicht, 
wenn andere rechtstaatliche Hilfe nicht erreichbar ist. Der Name SÜRMELI ist umfassend 
Grundrecht berechtigt und Grundrecht befugt (Art. 19 (3) Grundrecht, Art. 25 GG!  
 
Gemäß Art. 95, 137 GG ist das oberste Bundesgericht (Obergericht) wegen der De- oder 
Renazifizierung der Verwaltung und Justiz nicht erreichbar, so daß Selbsthilfe in Notstand, 
Notwehr als Rechtfertigungsgrund weder straf- noch zivilrechtlich sanktioniert werden darf 
(§§ 229, 239 BGB, §§ 34, 35 StGB), wenn staatliche Rechtordnung nicht erreichbar ist. 
 
Mit dem Geständnis vom 14.03.2018 erklären sie, daß die Bundesverfassungsorganisationen 
und ihre Anführer Grundrecht widrig sind, denn anders kann und darf ihr Geständnis 
verfassungrechtlich nicht ausgelegt werden. Die unantastbare Menschenwürde zu achten und 
zu schützen ist verpflichtung aller staatlicher Gewalt. Es gibt also keine Gewaltentrennung 
bei Grundrechtverletzungen, da sie im strafrechtlichen Sinn als eine Bande in Art. 1 Grund-
recht auftreten, wenn die Verletzung der Menschenwürde und des Recht am Menschen 
geltend gemacht wird. 
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Verbände als juristische Funktionsvereinigungen sind keine juristisch-private, 
sondern juristisch-gewerbliche Privatpersonen (Re-Gierungsorganisationen - Idiot es), 

 
stellen also neben ihren Mitgliedern keine eigenständig-rechtfähigen Recht(s)subjekte dar und sind 
grundsätzlich nicht fähig, Träger von Rechten und Pflichten zu sein, sind nicht rechtfähig, sondern 
schuldhaft (vertraglich obligatorisch) tätig. Sie werden als „nicht recht(s)fähige Vereine“ (§ 54 BGB) 
als „nicht eingetragene Vereine“ bezeichnet. 
 
Anders als bei eingetragenen Vereinen haftet, wer im Namen eines Verbandes einem Dritten 
gegenüber  ein Recht(s)geschäft vornimmt, gemäß § 54 Satz 2 BGB dem Dritten gegenüber für dieses 
Recht(s)geschäft persönlich. Haben mehrere gehandelt, haften sie als Gesamtschuldner. Für unerlaubte 
und andere zum Schadensersatz verpflichtende Handlungen der Vereinsorgane gegenüber  Dritten 
haften gemäß § 31 BGB analog die Verbandsmitglieder als Gesamtschuldner. Politische und 
gewerkschaftliche Verbände sind verbotene Organisationen, weil sie von Menschenrechtverletzungen 
aufrecht erhalten werden, denn wenn die ZPO auf die Verwaltungs- und Sozialgerichtsbarkeit 
 anwendbar sein soll, dann gilt das BGB und nicht das SGB und die VwVfG, denn SGB und VwVfG 
sind nicht zivil,  sondern öffentlich, also nicht privat (Vergleich § 173 VwGO,  § 202 SGG). 
 
Der „Missionar“ steht im Zentrum des Behördennetzwerks und firmiert als jP. Anführer von 
Gruppenverbänden juristischer Personen. Als Anführer gilt die  juristische Fiktionsfunktion somit 
automatisch als verantwortlicher Drahtzieher aller Unternehmungen jedes einzelnen Bediensteten in 
den Behörden als Bandenchef. Rubrum, Rechtwahl und Gerichtstand ist richtig und rechtlich 
angebracht. Der verantwortliche Anführer solcher demokratischer Verbände juristischer Personen trägt 
die Haftung für Rechtverletzungen, denn Demokratie ist kein Grundrecht (Art. 1 Grundrecht). Das 
Grundrecht geht dem Grundgesetz vor. 
 
Die Anwendung von rechtwidriger Gewalt ist Terror. Möchten sie Mir durch ihre 
Scheinnotiz vom 14.03.2018 mitteilen, daß alle Bundesverfassungsorganisationen verfassung-
widrige Organisationen gegen das zwingend-humanitäre Völkerrecht (Terrororganisationen) 
sind, weil keine rechtstaatliche Gerichtsbarkeit für den effektiven Rechtschutz in § 15 GVG 
gemäß Art. 95, 137 GG wegen der De- oder Renazifizierung erreichbar ist und,  daß 
Selbsthilfe in Notstand, Notwehr als Rechtfertigungsgrund weder straf- noch zivilrechtlich 
sanktioniert werden darf (§§ 229, 239 BGB, §§ 34, 35 StGB)? 
 
Nur rechtschaffene Rechtträger können berechtigte Derivatorganisationen erschaffen! Ich bin 
durch zwingende Anerkennung in ECHR 75529/01 gemäß Art. 25 GG umfassend in Art. 19 
(3) Grundrecht berechtigt und Grundrecht befugt! Ist das Bundesverfassungsgericht eine 
Grundrecht berechtigte Organisation, und wann habe Ich ihnen eine Betriebserlaubnis erteilt 
oder sie von der Verantwortlichkeit befreit? 
 
Es wird festgestellt, daß die Inhaftierung von Rüdiger HOFFMANN rechtwidrig war. Art. 
144-149 genfer Abkommen IV - SR 0.518.51, Art. 6-15 VStGB muß nun ohne Rücksicht 
ihrer eigenen Prozeßordnung und ihres Gesetzes (BVerfGG) angewandt werden.   
   
 

 
Prof. ultra vires in ordre public des ius gentium, Mustafa-Selim SÜRMELI - § 12 BGB, Art. 6 EGBGB 

Rechttitelträger ECHR 75529/012, Art. 53, 59 EMRK, Art. 24 (3), 25 GG 
Akademie Menschenrecht - nds. Ministerium für Wissenschaft und Kultur - 24-71109/2 - 4/15 

gemäß Art. 19 (3) Grundrecht, Art. 1-2 ÜLV, BVerfGE 1 BvR 1766/2015 
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